Bayern ist bundesdeutsches Schlusslicht

bei der Inklusion im Kindergartenalter

Während bundesweit im Durchschnitt der Bundesländer nur noch ca. 35% der Kinder mit besonderem Förderbedarf Sonderkindergärten und SVE´s (schulvorbereitende Einrichtungen, die an Förderschulen angegliedert sind) besuchen und etwa zwei Drittel der Kinder in Regelkindergärten integriert sind, herrschen in Bayern noch umgekehrte Verhält-nisse: Zweit Drittel der behinderten Kinder besuchen in Bayern noch Sondereinrichtungen, wobei es sich hier in erster Linie um SVE´s handelt.

In Bayern gab es zum 1.10.2009 noch 2671 SVE´s (schulvorbereitende Einrichtungen), die an Förderschulen angegliedert sind. Meistens gehen die Kinder nach ein bis drei Jahren in einer SVE weiter in die dort angegliederte Förderschule. Wechsel von der SVE an die Regelschule bleiben leider die Ausnahme. Erschwert wird dies durch die Diagnostikverfahren, denen die Kinder bereits in den SVE´s unterzogen werden und die der Regelschule dann bei der Schulaufnahme vorgelegt werden. Es gab auch Fälle, wo

Eltern berichteten, dass der Schulleiter der Regelschule beim Schuleinschreibetermin an der Sprengelschule schon "bestens über das Kind Bescheid wusste", weil er von der SVE,

die das Kind gerne weiter an die Förderschule schicken würden, bereits ohne Wissen der Eltern entsprechend "vorgewarnt" war. Hier wurde zwar sicherlich die Schweigepflicht ver-letzt, denn nach den datenschutzrechtlichen Bestimmungen dürfen Kindergärten und schulvorbereitende Einrichtungen Tests und schriftliche Stellungnahmen zum Kind nur den Eltern aushändigen, die frei darüber entscheiden können, ob sie dies der Schule beim Aufnahmeverfahren vorlegen wollen. Doch haben die Eltern kaum Möglichkeiten, sich gegen solche Praktiken zu wehren. 

Warum geht die Inklusion in Bayerns Kindergärten nicht schneller voran? Im Herbst 2010 fand im bayerischen Landtag eine Anhörung "4 Jahre Bayerisches Kinderbildungs- und Betreuungsgesetz (BayKiBiG) statt. Das seit September 2006 in allen bayerischen Kindergärten gültige Gesetz setzt als Ziel fest: "Jede Einrichtung soll integrativ arbeiten,

das Personal hat die besonderen Bedürfnisse von Kindern mit (drohender) ...Behinderung 

...zu berücksichtigen. Doch beklagen viele Verbände eine finanzielle Verschlechterung für die Integration behinderter Kinder in Regelkindergärten gegenüber dem alten Gesetz.

Etliche Kindergartenträger und ander Organisationen fordern daher eine grundsätzliche Überarbeitung des BayKiBiG mit dem Ziel, auch bessere Rahmenbedingungen für die Inklusion bzw. die Umsetzung der UN-Behindertenrechts-konvention zu schaffen:

- Entlastung der Erzieherinnen von unsinnigen Verwaltungsaufgaben

- Umsetzung des Bayerischen Erziehung- und Bildungsplanes 

- Stärkung des Wunsch- und Wahlrechts der Eltern 

- die besondere Situation kleiner Landkindergärten berücksichtigen

- ausreichende finanzielle Ausstattung, um Diskriminierung behinderter Kinder zu  

  vermeiden

Derzeit werden behinderte Kinder bei der Zuweisung von Fördermitteln an den Kindergarten mehrfach gezählt (Faktor 4,5), allerdings erst ab drei behinderten Kinder in der Einrichtung, was kleine Kindergärten auf dem Land von vorneherein von einer bes-seren Fördermittelzuweisung bei Aufnahme einzelner behinderten Kindern ausnimmt. 

Eine weitere Diskriminierung sieht die GEW Bayern in der Berechnung der Mindestfach-

kraftquote von 50%, bei der die behinderten Kinder nicht eingerechnet werden, so dass der Kindergartenträger für integrative Gruppen im Verhältnis weniger Fachkräfte und mehr

ungelernte Kräfte einsetzen kann. Stattdessen müssten in diesen Gruppen vielmehr noch qualifiziertere Kräfte (Heilpädagoginnen statt Erzieherinnen) eingesetzt werden. Nachteilig für die Inklusion behinderter Kinder wirkt sich weiterhin aus, dass dem Träger unter dem Strich ein finanzielles Minus entsteht, wenn er ein behindertes Kind aufnimmt, das 4,5 Plätze einnimmt, da der Träger durch die Reduzierung der Gruppenstärke auch auf die

Einnahmen (monatliche Kindergartenbeiträge) der potentiell 3,5 zusätzlichen Kinder verzichten muss. Da der Gesetzgeber aber keine Gruppenhöchststärke mehr vorgibt, werden aus wirtschaftlichen Gründen die Plätze daher oft nicht reduziert. 

Eine weitere Problematik ist, dass bei Kindern mit nicht eindeutigen Behinderungen der Anspruch auf den Berechnungsfaktor 4,5 nur geltend gemacht werden kann, wenn die Kinder vorher oft langwierige, stigmatisierende Diagnoseverfahren durchlaufen, so dass nicht wenige Eltern lieber auf eine bessere Förderung verzichten. Nur der Eingliederungs-hilfebescheid des Bezirks wird als Grundlage für den Faktor 4,5 anerkannt. Auch kann ein Kind, das Frühfördermaßnahmen erhält, nicht gleichzeitig in den Genuss eines höheren Zuschussfaktors im Kindergarten kommen. Besonders benachteiligt bleiben Kinder mit höherem Förderbedarf, aber ohne attestierten Behindertenstatus. Daher wäre insgesamt eine pauschale Verbesserung des Personalschlüssels in Kindergärten von derzeit 1:11bis 12 auf 1: oder 8 notwendig, wenn die vermehrte Inklusion dieser Kinder im Regelkinder-gärten statt in den bisherigen SVE´s der Förderschulen nicht als Sparmodell missbraucht

werden soll. 

Ähnlich der Diskussion um den Weg zur inklusiven Regelschule ist auch im Kindergarten-bereich festzustellen, dass ein Nebeneinander von zwei konkurrierende Systemen die teuerste und uneffektivste Variante ist. Es ist daher ein wichtiger Schritt für die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention, dass keine neuen Gruppen in den SVE´s mehr gebildet werden, sondern die Ressourcen konsequent an die Regelkindergärten umgeschichtet werden, um dort für den nötigen Personalschlüssel für Integration finanzieren zu können.

Das BayKiBiG legt im Art. 2,15 u.17 die Zusammenarbeit von Kindertageseinrichtung und Grundschule fest. So heißt es dort, "dass Kinder, deren Einschulung ansteht, auf diesen Übergang vorzubereiten und zu begleiten sind - auch hinsichtlich des pädagogischen Austauschs und der Abstimmung pädagogischer Konzepte zwischen den Fachkräften des Kindergartens und der Lehrkräfte" In der Praxis wurde jedoch die Erfahrung gemacht, dass bisher die wenigsten Erzieherinnen und Kindergartenleitungen über die neue Rechtssituation durch die UN-Behindertenrechtskonvention ausreichend informiert sind und die Eltern daher in der Regel einseitig zur Wahl eines Förderschule beraten werden. 

Die Landesarbeitsgemeinschaft Gemeinsam Leben - Gemeinsam Lernen e.V. hat sich daher nun auch an das bayerische Sozialministerium mit der Bitte gewandt, hier dringend Maßnahmen zu ergreifen, um alle bayerischen Kindergärten über die neue Rechtslage und die Änderungen beim Schulaufnahmeverfahren zu informieren.
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